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Einführung

Mit dem WEMoG will der Gesetzgeber neben einer Anpassung an geänderte tech-
nische und gesellschaftliche Voraussetzungen nicht zuletzt die von ihm häufig deut-
lich gerügten Fehler der Novelle des Jahres 2007 korrigieren. Dass ihm eine sub-
stantielle Verbesserung gegenüber dem früheren Recht gelungen ist, erschien dem
Verfasser dieser Zeilen umso zweifelhafter, je weiter das Manuskript zum vorlie-
genden Einführungswerk fortschritt.

Neben einer bisweilen geradezu bis zur Unverständlichkeit perfektionierten Ver-
weisungstechnik finden sich zahlreiche handwerkliche Ungereimtheiten, die
Rechtsanwälten, Richtern, Notaren, Verwaltern und nicht zuletzt den hauptsächlich
betroffenen Wohnungseigentümern die Anwendung des neuen Rechts zumindest
erschweren. Darüber hinaus wird das Fehlen von Übergangsregelungen für unlieb-
same Überraschungen in bereits anhängigen Verfahren sorgen.

Die Handhabung des neuen Rechtes gleichwohl zu erleichtern, hat sich dieses
Büchlein zum Ziel gesetzt! Deswegen wurde auf rein dogmatische Diskussionen
ohne nennenswerte praktische Auswirkungen bewusst verzichtet. Das Werk richtet
sich an den Praktiker, der sich mit den Fallstricken des neuen Rechtes auseinander-
setzen muss. Dem dienen auch die umfangreich eingefügten Praxistipps. Aus die-
sen Gründen wird altes Recht auch nur dort behandelt, wo es zum Verständnis des
neuen unerlässlich ist.

Im Übrigen wird, wo sich keine Änderungen ergeben, auf die Kommentierungen
des WEG alter Fassung verwiesen. Der Lesestoff ist schon bei Einhaltung dieser
Beschränkung umfangreich genug.

Als ganz persönliche Anmerkung legt der Verfasser auf die abschließende Feststel-
lung wert, dass dieses Werk durch die Diskussionen mit einer erfahrenen Praktike-
rin, der Lebensgefährtin des Verfassers, erheblich gewonnen hat. Nicht nur deswe-
gen sei ihr dieses Buch auch gewidmet – ob merita eius.

Idstein, im November 2020 Dr. Dr. Andrik Abramenko
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§ 1 Sachenrecht

A. Sondereigentum am Grundstück (§§3 Abs. 1 S. 2 u. 2; 3; 5
Abs. 1 S. 2 WEG)

I. Neuerungen

1. Gesetzeszweck

Nach früherem Recht konnte Sondereigentum nur an Räumen, nicht aber am
Grundstück begründet werden. Funktioneller Ersatz für das Sondereigentum am
Grundstück war das Sondernutzungsrecht, das zwischenzeitlich auch Eingang in
das Gesetz fand (s. etwa § 5 Abs. 4 S. 2, 3 WEG a.F.). Nach 70 Jahren erkannte der
Gesetzgeber nunmehr, dass Sondernutzungsrechte mangels gesetzlicher Regelung
streitanfällig seien, und will dem durch die Möglichkeit entgegenwirken, Sonder-
eigentum auch am Grundstück zu begründen.1 Dies erscheint von vorneherein aus
drei Gründen zweifelhaft. Erstens sind es, wie die Novelle 2007 in exemplarischer
Deutlichkeit zeigte, regelmäßig gerade die gesetzlichen Neuerungen, die infolge ih-
rer Mangelhaftigkeit zu Streit führen. Dies dürfte sich mit den neuen Regelungen
zum Sondereigentum am Grundstück fortsetzen. Zweitens bleibt von vorneherein
unklar, welche Streitigkeiten die fehlenden gesetzlichen Regelungen zum Sonder-
nutzungsrecht überhaupt hervorgerufen haben sollen. Die Masse der bisherigen
Streitigkeiten drehten sich um Zuweisung, Abgrenzung und Nutzung von Sonder-
nutzungsrechten und werden sich nun im neuen Gewand des Sondereigentums
ebenfalls ergeben. Schließlich können die neuen Regelungen den vermeintlichen
Problemen des Sondernutzungsrechtes schon deshalb nicht abhelfen, weil sie weder
zwingend sind noch das Sondernutzungsrecht komplett ersetzen können.

2. Änderungen im Gesetzestext

Die Änderungen im Gesetzestext sind vergleichsweise geringfügig. Im Wesentli-
chen konzentrieren sie sich auf § 3 Abs. 1 S. 2 WEG (Sondereigentumsfähigkeit
von Stellplätzen), § 3 Abs. 2 WEG (Sondereigentum an sonstigen Grundstückstei-
len) und § 3 Abs. 3 (Bestimmbarkeit). In § 5 Abs. 1 S. 2 und Abs. 2 sowie § 7 Abs. 4
Nr. 1 und § 13 Abs. 1 WEG finden sich redaktionelle Folgeänderungen.
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II. Typen des Sondereigentums am Grundstück

1. Selbstständiges Sondereigentum (§ 3 Abs. 1 S. 2 WEG)

a) Stellplätze (§ 3 Abs. 1 S. 2 WEG)

Der Gesetzgeber begründet zwei Typen von Sondereigentum am Grundstück, das
selbstständige und das unselbstständige. Ersteres kann alleine als eigene Einheit be-
gründet werden. Der Gesetzestext macht dies (sehr zurückhaltend) in § 3 Abs. 1
S. 2 WEG deutlich, wonach Stellplätze als „Räume im Sinne des Satzes 1“ gelten.
An einzelnen Räumen kann aber Teileigentum begründet werden. Folglich können,
wie die Gesetzesmaterialien unter Hinweis auf ihre wirtschaftliche Bedeutung klar-
stellen, Stellplätze „alleiniger Gegenstand des Sondereigentums sein.“2 Sie können
also als eigenständige Einheiten mit einem Miteigentumsanteil verbunden werden.

b) Begriff des Stellplatzes

Der Verweis des Gesetzgebers auf die wirtschaftliche Bedeutung als Grund dieser
Teileigentumsfähigkeit3 wirft die Frage auf, ob auch an anderen Flächen mit dieser
Begründung Teileigentum begründet werden könnte. Im Hinblick auf die wirt-
schaftliche Bedeutung wäre dies durchaus denkbar, etwa bei Schwimmbädern,
Schankflächen o.ä. Dem dürfte allerdings der Gesetzeswortlaut entgegenstehen.
Bei weiter Auslegung wird man unter § 3 Abs. 1 S. 2 WEG noch Abstellplätze für
Motor- oder Fahrräder und Elektromobile fassen können, nicht aber sonstige Flä-
chen, unabhängig von ihrer wirtschaftlichen Bedeutung.

c) Stellplätze in Gebäuden (§ 3 Abs. 2 S. 2 WEG a.F.)

Mit der Zuerkennung der Sondereigentumsfähigkeit von Stellplätzen selbst auf
dem Grundstück werden die Sonderregelungen für Stellplätze in Gebäuden über-
flüssig.4 Daher sind die Regelungen in § 3 Abs. 1 S. 2, Abs. 3 WEG nicht auf Stell-
plätze im Freien beschränkt.5 Sie gelten daher auch für Stellplätze innerhalb des
Gebäudes. Stellplätze sind unter der Voraussetzung einer hinreichenden Bestimm-
barkeit gemäß § 3 Abs. 3 WEG als abgeschlossene Räume anzusehen und können
als eigene Teileigentumseinheiten in das Grundbuch eingetragen werden. Da eine
entsprechende Eintragung im Grundbuch hinreichende Rechtssicherheit schafft,
bedarf es einer Markierung nach § 3 Abs. 2 S. 2 WEG a.F. nicht mehr.6
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d) Duplex-, Triplex-, Quadruplexparker etc.

Im Zusammenhang mit der Erweiterung der Sondereigentumsfähigkeit erwähnen
die Gesetzesmaterialien – leider bedauerlich knapp – auch Mehrfachparker. Wört-
lich heißt es zur Reichweite von § 3 Abs. 1 S. 2 WEG: „Daher sind auch ( ...) einzel-
ne Stellplätze in einer Mehrfachparkanlage (sogenannte Duplex- oder Quadruplex-
parker) erfasst.“7 Dies ist in dieser Komprimierung kaum mehr verständlich. Dass
die Doppelstockgarage ein Teileigentum darstellen kann, das mehreren Wohnungs-
eigentümern zusteht, war bislang schon weitgehend anerkannt.8 Diese bilden dann
untereinander eine Bruchteilsgemeinschaft. Dies dürfte allerdings in den Materia-
lien nicht gemeint sein. Offenbar will der Gesetzgeber die Möglichkeit eröffnen, an
den einzelnen Paletten Sondereigentum zu begründen. Dies dürfte aber nur dann in
Betracht kommen, wenn die Fläche, auf der die Anlage steht, im Gemeinschafts-
eigentum verbleibt. Denn voneinander getrenntes Sondereigentum mehrerer Eigen-
tümer an einer insgesamt im Teileigentum stehenden Anlage kommt nicht in Be-
tracht. Dann verhalten sich die Paletten zur Grundfläche, den tragenden Teilen und
der Mechanik wie die Geschosswohnungen zum Gebäude: Letztere stellen Ge-
meinschaftseigentum dar, während nur die Paletten als solche im Sondereigentum
stehen. Für die im Gemeinschaftseigentum stehenden Bestandteile empfiehlt es
sich dann, eine Regelung der Kosten nach § 16 Abs. 2 S. 2 WEG zu beschließen,
die diese alleine den nutzenden Eigentümern auferlegt.

2. Unselbstständiges Sondereigentum (§ 3 Abs. 2 WEG)

a) Sonstige Grundstücksflächen

Sämtliche sonstigen Flächen wie Terrassen, Gartenflächen, Liegewiesen können
nicht alleiniger Gegenstand des Sondereigentums sein. Wollte man an ihnen gleich-
wohl Teileigentum begründen, handelte es sich um eine unzulässige Eintragung in
das Grundbuch. An diesen Flächen kann nur in der Weise Sondereigentum begrün-
det werden, dass sie gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 WEG wesentlicher Bestandteil der wirt-
schaftlich übergeordneten Räume werden.

b) Stellplätze im unselbstständigen Sondereigentum

Umgekehrt stellt sich die Frage, ob Stellplätze auch in der Form des § 3 Abs. 2
WEG als unselbstständiges Sondereigentum mit dem Sondereigentum an einer
Wohnung oder einem Teileigentum verbunden werden können. Dies ist wohl zu be-
jahen. Alleine die Regelung des § 3 Abs. 1 S. 2 WEG, wonach sie als Räume gelten,
schließt es nicht aus, sie mit anderen Räumen zu einer Einheit zusammenzufassen.
Auch der Wortlaut des § 3 Abs. 2 WEG spricht klar für diese Möglichkeit. Denn
danach kann das Sondereigentum „auf einen außerhalb des Gebäudes liegenden
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Teil des Grundstücks erstreckt werden,“ ohne dass Stellplätze hiervon ausgenom-
men würden. Eine Grenze zieht lediglich § 3 Abs. 2 letzter Hs. WEG, wonach die
Räume wirtschaftlich die Hauptsache bleiben sollen. Es ist also nicht wie bei Son-
dernutzungsrechten möglich, alle Parkplätze bei einer Einheit zu „parken“, um sie
nach Bedarf zu verteilen. Denn dann wären die Räume nicht mehr die wirtschaftli-
che Hauptsache.

3. Kombination von selbstständigem und unselbstständigem

Sondereigentum

Grundsätzlich ist auch eine Kombination von selbstständigem und unselbstständi-
gem Sondereigentum am Grundstück möglich, wenn etwa neben dem Stellplatz
eine Zufahrtsfläche oder eine Blumenrabatte dem Sondereigentum zugeordnet wer-
den soll. Nach der vom Gesetzgeber vorgenommenen Unterscheidung zwischen
Stellplätzen und sonstigen Grundstücksflächen können beide nicht zu einem ein-
heitlichen Teileigentum zusammengefasst werden. Es ist in obigem Beispiel nur
möglich, die Zufahrtsfläche bzw. Blumenrabatte dem Teileigentum am Stellplatz in
der Form des § 3 Abs. 2 WEG zuzuordnen.

III. Voraussetzungen

1. Grundstücksfläche ohne Räume

Aus der Systematik des Gesetzes geht hervor, dass nur solche Grundstücksflächen
nach § 3 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 WEG dem Sondereigentum zugeordnet werden können,
auf denen sich keine Räume befinden. Für das selbstständige Sondereigentum nach
§ 3 Abs. 1 S. 2 WEG folgt dies schon daraus, dass es sich eben um „Stellplätze“
handeln muss, die definitionsgemäß aus einer Freifläche bestehen. Für unselbst-
ständiges Sondereigentum folgt dies nicht nur aus der Bestimmung u.a. des § 3
Abs. 2 WEG, wonach es sich um einen außerhalb des Gebäudes liegenden Teil des
Grundstücks handeln muss. Auch separate Gebäude wie Schuppen oder Werkstät-
ten können nicht über § 3 Abs. 2 WEG dem Sondereigentum zugewiesen werden,
weil sie ja als abgeschlossene Einheiten ohnehin sondereigentumsfähig sind. Sie
könnten also ohne weiteres schon nach altem Recht dem Sondereigentum einer
Einheit zugeordnet werden. Denkbar ist nach neuem Recht allerdings die Zuord-
nung der sie umgebenden Fläche zum Sondereigentum nach § 3 Abs. 2 WEG. Mög-
lich ist es nach neuem Recht demnach, sonstige Baulichkeiten ohne Raumcharakter
(z.B. Terrassen, Mülltonnenaufstellplätze, Schwimmbecken) dem Sondereigentum
nach § 3 Abs. 2 WEG zuzuordnen.
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2. Bestimmbarkeit durch Maßangaben (§ 3 Abs. 3 WEG)

a) Aufteilungsplan für das gesamte Grundstück

Für selbstständiges und unselbstständiges Sondereigentum gelten gleichermaßen
die Anforderungen an ihre Bestimmtheit nach § 3 Abs. 3 WEG. Danach müssen die
„außerhalb des Gebäudes liegenden Teile des Grundstücks durch Maßangaben im
Aufteilungsplan“ bestimmt sein. Der Aufteilungsplan wird somit künftig, wenn
Sondereigentum an Grundstücksflächen begründet werden soll, erheblich umfang-
reicher. Es genügen künftig regelmäßig nicht mehr die Bauzeichnungen, da diese
nur das Gebäude abbilden. Vielmehr muss in der Regel auch das Grundstück abge-
bildet werden, um die Position des Sondereigentums darin lokalisieren zu können.
Sofern die Landesvorschriften, wie bislang üblich, Pläne im Maßstab 1:100 for-
dern, werden die Aufteilungspläne häufig monumentale Ausmaße annehmen. Eine
Ausnahme dürfte dann gelten, wenn die Lage aller zum Sondereigentum gehörigen
Grundstücksflächen zweifelsfrei schon aus den Bauplänen hervorgeht, etwa bei
Parkplätzen vor dem Haus. Dann wird ein weiterer Aufteilungsplan, der das ganze
Grundstück erfasst, nicht zu fordern sein.

b) Anforderungen an Maßangaben

§ 3 Abs. 3 WEG fordert ferner, dass die betroffenen Sondereigentumsflächen
„durch Maßangaben im Aufteilungsplan bestimmt sind.“ Dem Wortlaut des Geset-
zes nach genügt eine allgemeine Maßangabe in einem maßstäblichen Plan, da sich
hieraus auch die Maße der im Sondereigentum stehenden Flächen ergeben. Die Ge-
setzesmaterialien stellen keine strengeren Anforderungen. Auch danach müssen es
die „Maßangaben ( ...) ermöglichen, den räumlichen Bereich des Sondereigentums
eindeutig zu bestimmen.“9 Dem genügt ein maßstäblicher Plan mit Einzeichnung
der Sondereigentumsflächen, dem die jeweiligen Werte entnommen werden kön-
nen. Soweit die Gesetzesmaterialien weiter ausführen, dass sich „aus dem Plan in
der Regel die Länge und Breite der Fläche sowie ihr Abstand zu den Grundstücks-
grenzen ergeben“10 muss, ist diese Aufzählung nur beispielhaft. Bei nicht recht-
winklig geschnittenen Grundstücksflächen müssen dem Plan darüber hinaus noch
die Winkel zu entnehmen sein, den die Grenzen bilden.

3. Untergeordnete wirtschaftliche Bedeutung

(§ 3 Abs. 2 letzter Hs. WEG)

a) Geltungsbereich

Die Vorschrift gilt naturgemäß nicht für Stellplätze, an denen selbstständiges Son-
dereigentum gebildet wird, da sie als eigene Einheit gar nicht mit Räumlichkeiten
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verbunden sind, sondern selbst als solche gelten. Dagegen ist die Vorschrift auf
sonstige Stellplätze im unselbstständigen Sondereigentum anzuwenden, da diese
mit Räumlichkeiten verbunden sind.11 Auf sonstige Grundstücksflächen ist § 3
Abs. 2 letzter Hs. WEG immer anzuwenden, da sie zwingend mit Räumen zu ver-
binden sind.

b) Gesetzeszweck

Der Gesetzgeber lässt eine Erstreckung von Sondereigentum auf das Grundstück
nur zu, wenn die Räumlichkeiten die wirtschaftliche Hauptsache bleiben. Das Ziel
dieser Einschränkungen wird in den Gesetzesmaterialien nicht erläutert. Es soll
wohl ein faktisches Eigentum am Grundstück, verbunden mit einer geringwertigen
Einheit, vermieden werden.

c) Bestimmung der „Hauptsache“

Wann das Wertverhältnis von Grundstücksteil und Räumlichkeiten den Vorgaben
des § 3 Abs. 2 letzter Hs. WEG entspricht, ist nur im Wege einer wirtschaftlichen
Betrachtung zu entscheiden. Es kommt schlicht auf den Wert von Grundstücksflä-
che und Räumlichkeiten an. Maßgeblich sind die Wertverhältnisse zur Zeit der Be-
gründung; spätere Wertveränderungen berühren die Begründung von Sondereigen-
tum nicht mehr. Die Gesetzesmaterialien gehen dabei davon aus, dass Terrassen-
und Gartenflächen in aller Regel nicht als wirtschaftliche Hauptsache anzusehen
sind.12 Nach den Gesetzesmaterialien spricht eine Vermutung dafür, dass die Räu-
me die Hauptsache darstellen, was auch die negative Formulierung von § 3 Abs. 2
letzter Hs. WEG zum Ausdruck bringen soll.13

d) Prüfung und Fehler

Aus der soeben angesprochenen Vermutung für das wirtschaftliche Überwiegen der
Räumlichkeiten folgert der Gesetzgeber, dass es einer Prüfung durch das Grund-
buchamt nur bei konkreten Anhaltspunkten für das Gegenteil bedarf.14 Damit stellt
sich die Frage, wie mit der Eintragung von Sondereigentum an Grundstücksflächen
zu verfahren ist, denen eine nicht nur wirtschaftlich untergeordnete Bedeutung zu-
kommt. Auf den ersten Blick könnte man annehmen, dass § 3 Abs. 2 letzter Hs.
WEG ähnlich wie die Regelung in § 3 Abs. 3 WEG zur Abgeschlossenheit nur eine
Ordnungsvorschrift darstellt, deren Nichteinhaltung die Begründung von Sonder-
eigentum nicht berührt. Dagegen spricht allerdings die Formulierung, des Gesetzes,
wonach das Sondereigentum auf einen Teil des Grundstücks erstreckt werden
„kann ( ...), es sei denn“ die Räume stellen nicht die Hauptsache dar. Wenn eine
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